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Regierungspräsidium Freiburg

Referat 24

Basler Hof

Kaiser-Joseph-Str. 167 

79098 Freiburg

ABS/NBS Karlsruhe-Basel; PfA 8.1 Riegel-March
hier: Öffentliche Auslegung der Planunterlagen - Einwendung zum Planfeststellungsverfahren
Sehr geehrte Damen und Herren,

die zahlreichen im Einflussbereich der Rheintalbahn im Streckenabschnitt Offenburg-Weil 

a. Rh. lebenden Bürgerinnen und Bürger sind vorwiegend in ihren Rechtsgütern Gesundheit, Lebensqualität und Eigentum massiv von den Planungen der Deutschen Bahn AG, vertreten durch die DB Projektbau, zum viergleisigen Ausbau dieser Schienenstrecke betroffen. Dies ist auch bei mir und meiner Familie der Fall.  

Die in der Interessengemeinschaft Bahnprotest an Ober- und Hoch-Rhein (IG BOHR) zusammengeschlossenen Bürgerinitiativen für einen menschen- und umweltverträglichen Ausbau bemühen sich daher bereits seit geraumer Zeit um eine Alternativplanung, die für die Bevölkerung am südlichen Oberrhein akzeptabel ist. Mit BADEN 21 hat die IG BOHR ein Gesamtalternativkonzept vorgelegt, das die Kriterien der Genehmigungsfähigkeit erfüllt und die Akzeptanz von über 93% der betroffenen Menschen besitzt. BADEN 21 zeichnet sich aus durch

· einen einröhrigen Güterzugtunnel in Offenburg und dessen Übergang in

· die A5-parallele Güterzugtrasse bis Riegel mit aktivem Lärmschutz;

· die mit aktivem Lärmschutz optimierte Güterzugtrasse bis Tiengen,

· die Bürgertrasse in teilgedeckelter Tieflage bis südlich Buggingen und

· die teilgedeckelte Tieflage in Weil-Haltingen 

Ein ganz wesentlicher Teil von BADEN 21 ist die autobahnparallele Güterzugtrasse im Streckenabschnitt zwischen Offenburg und Riegel.  Da BADEN 21 auch meine Betroffenheiten minimiert und so mit Abstand die beste Lösung für mich ist, lehne ich alle Planungen ab, die Zwangspunkte erzeugen, die die Realisierung von BADEN 21 in Frage stellen.

Da mit der Festlegung des Streckenabschnitts 8.1 bereits die weiterführende Trasse in den benachbarten Abschnitten maßgeblich bestimmt wird, erhebe ich hiermit Einwendungen gegen die für den Planfeststellungsabschnitt 8.1 vorgelegte Planung der Deutschen Bahn AG und gebe dazu die folgende Begründung. 

Der Planfeststellungsabschnitt 8.1 liegt zwar außerhalb des Gebiets meines Wohnsitzes. Im Planfeststellungsabschnitt 8.1 könnten jedoch Zwangspunkte gesetzt werden, die die Integrität von BADEN 21 verletzen und so insbesondere die Verwirklichung der von diversen Gemeinden zwischen Riegel und Mengen geforderten teilabgesenkten Bündelungstrasse mit der BAB 5 mit ausschließlich aktivem Schallschutz ohne Anwendung des Schienenbonus, deren Genehmigungsfähigkeit nachgewiesen wurde, erschweren oder gar unmöglich machen.

Ich fordere daher, dass die Baumaßnahme im Planfeststellungsabschnitt 8.1 so geplant und ausgeführt wird, dass ein Anschluss der teilabgesenkten autobahnparallelen Trassenvariante im Planfeststellungsabschnitt 8.2 bzw. der A5-parallelen Trasse nördlich von Riegel im Planfeststellungsabschnitt 8.0 nicht erschwert wird oder ausgeschlossen ist. Zu diesem Zweck muss sowohl die Höhenlage der ABS/NBS an den Grenzen als auch die geographische Lage der Anschlusspunkte von Planabschnitt 8.1 zu den benachbarten Planabschnitten zunächst offen bleiben, damit gegebenenfalls eine Anpassung erfolgen kann. 

Des Weiteren fordere ich, die vorgelegte Planung wegen gravierender Mängel abzulehnen. Dafür gebe ich nachfolgend eine ausführliche Begründung.

Nach den Planungen der Deutschen Bahn AG wird zwischen Offenburg und Basel mit der neuen Schienentrasse (3. und 4. Gleis der Rheintalbahn) die größte und am stärksten belastete Gütertransitstrecke Europas entstehen. Statt der derzeit 150 sollen in der Zukunft 304 Güterzüge auf den Rheintalschienen verkehren, davon 165 in den Nachtstunden von 22 Uhr bis 6 Uhr. Dies bedeutet einen Güterzugverkehr im Dreiminutentakt. Mit dem von der DB Netz AG zu realisierenden diskriminierungsfreien Zugang ausländischer Eisenbahngesell-schaften zum deutschen Schienennetz ist früher oder später Vollauslastung der Güterstrecke, d.h. ein Dreiminutentakt rund um die Uhr, zu erwarten, mit verheerenden Folgen für mich und die Region am Oberrhein.

Die seitens der Bahn im Einklang mit dem Eisenbahn-Bundesamt (EBA) ständig und ausschließlich wiederholte Leerformel, menschen- und umweltschonende Trassenvarianten seien aus Kostengründen unrealistisch, ist nicht akzeptabel. Die hohe Frequenz der betrieblichen Nutzung und die extrem lange Betriebsdauer rechtfertigen aus betriebs- und volkswirtschaftlicher Sicht höhere Investitionskosten für ein Jahrhundertbauwerk, das für viele Generationen tief und nachhaltig in das Raumgefüge am südlichen Oberrhein eingreift. Mit der von den Bürgerinitiativen in der Interessengemeinschaft Bahnprotest an Ober- und Hoch-Rhein (IG BOHR) im Gleichklang mit den zahlreichen, von der DB-Antragstrasse betroffenen Kommunen vorgeschlagenen Bündelungsvariante mit der BAB 5 lassen sich auf Dauer - selbst bei noch weitergehender Ausweitung des Schienenverkehrs in der Zukunft - Lärm und ökologische Probleme vermeiden und so ein langfristiger optimaler Gesundheits- und Eigentumsschutz sicherstellen. Die genannte Trassenalternative rechnet sich für das langfristige Wohl des am höchsten zu bewertenden Schutzgutes Mensch allemal!

Kosten, die durch 

· Schwächung der Wirtschaftskraft,

· Vernichtung von Immobilienwerten,

· nachzurüstende Lärmschutzmaßnahmen und 

· gesundheitliche Folgeschäden

entstehen, müssen von der Vorhabenträgerin nach dem Verursacherprinzip getragen und nicht den Betroffenen aufgebürdet werden. Die EU-Richtlinie zur Internalisierung externer Kosten bei Infrastrukturmaßnahmen spricht hier eine deutliche Sprache. Diese Sichtweise macht deutlich, dass die  abgesenkte Bündelungsvariante mit der BAB 5 im Abschnitt 8.1 mit ausschließlich aktivem Schallschutz ohne Schienenbonus und besonders überwachtes Gleis die sachgerechte und langfristig preiswerteste Ausführungsvariante der Neubautrasse ist. Der Güterverkehr ist ausschließlich über die autobahnparallele Bahntrasse  mit dem geforderten Lärmschutz abzuwickeln. Nachtschlaf raubender Güterzugverkehr darf es nicht geben. Der Schutz der Menschen, ihrer Gesundheit und ihrer Lebensqualität muss Vorrang haben vor den ökonomischen Interessen eines Großkonzerns, insbesondere bei einem solch unumkehrbaren Jahrhundertprojekt. Hier ist alles zu unternehmen, um einen gerechten Interessensausgleich zu erreichen.

Verfahrensmängel

Ungenügender Prognosehorizont

Den zu erwartenden Zugzahlen wird als Prognosehorizont das Jahr 2015 zugrunde gelegt. Bis zu diesem Jahr wird nach aller Voraussicht die ABS/NBS Karlsruhe-Basel nicht fertiggestellt sein. Das Prognosejahr liegt also noch voll in der Bauzeit. Für das bereits absehbare Jahr 2015 (es sind nur noch 6 Jahre bis dorthin!) eine Prognose zu stellen, die sich selbst einholt, halte ich für unsinnig. Es liegt auf der Hand, dass der Planung eine viel zu geringe Zugzahl zugrunde gelegt wird. Diese Planung ist sicher nicht nachhaltig und damit nicht zukunftsfähig. Nach Abschluss der Baumaßnahme wird das Bauwerk bereits veraltet sein und den danach bestehenden Anforderungen insbesondere hinsichtlich des Schutzes vor Lärm, Erschütterungen und Feinstaub nicht mehr gewachsen sein. Erfahrungen mit der DB AG zeigen, dass es dann erforderliche Nachrüstungen nicht geben wird, da es keinen gesetzlichen Anspruch auf Lärmsanierung gibt. Dadurch sehe ich weitere Nachteile auf mich zukommen. Ich fordere daher, dass Baumaßnahmen von dem Ausmaß der ABS/NBS Karlsruhe-Basel ab dem voraussehbaren Ende mindestens noch 15 Jahre in die Zukunft geplant werden, d.h. der Planungshorizont sollte mindestens bis zum Jahr 2030 reichen. Ich fordere, dass hierfür die konzeptionellen, methodischen und planrechtlichen Grundlagen sowie die finanzielle Absicherung zu schaffen sind. Dies ist angesichts der Langzeitwirkung der Baumaßnahme nicht zuviel verlangt. Ich bin überzeugt, dass bis  spätestens 2030 die Rheintalstrecke unter Vollauslastung genutzt wird. Das sind nach einer Ergänzungsstudie der BVU vom November 2008 über 700 Güterzüge täglich, die dann nicht nur in der Nacht wie schon jetzt prognostiziert, sondern rund um die Uhr im Dreiminutentakt verkehren. Die Baumaßnahme muss daher a priori unter der Bedingung der Vollauslastung geplant werden, was ich hiermit einfordere. Dann können Nachrüstungen unterbleiben, was längerfristig auch die kostengünstigste Lösung darstellt. 

Unterteilung der Strecke bei der Planung

Die Unterteilung der Gesamtstrecke in Streckenabschnitte  und die weitergehende Zerstückelung in Planfeststellungsabschnitte mag zwar üblich sein, ihre rechtliche Zulässigkeit ist eher zweifelhaft und wenig bürgerfreundlich. Das Vorschieben „verfahrenstechnischer Gründe“ für die Teilabschnittsbildung halte ich für fadenscheinig. Ich bin überzeugt, dass der DB AG eine detaillierte Gesamtplanung vorliegt. Durch die Zerstückelung der Strecke in kleine zusammenhanglose Häppchen wird die Bahnplanung als Ganzes nicht mehr durchschaubar. Sie dient der Verschleierung und der klammheimlichen Schaffung von Zwangspunkten. Mit dieser Salamitaktik werden die Betroffenen überfahren. Wie soll ich, der ich von der Baumaßnahme auf mehreren Ebenen betroffen bin, zu einem Urteil über die Gesamtplanung kommen, wenn mir die wesentlichen Informationen über ein durchgängiges Betriebskonzept der Bahn und deren Auswirkungen auf die Gesamtplanung und auf meine Lebensumstände vorenthalten wird? Die DB AG kann so nach Belieben ihre Betriebskonzepte ändern, ohne dass sie sich (an dem Bürger unbekannte) Abmachungen halten muss. Ich fordere daher die Nachreichung einer Unterlage, aus der das verbindlich festgelegte Gesamtkonzept der DB AG auf der gesamten ABS/NBS Karlsruhe-Basel hervorgeht.

Schutzziel Gesundheit

Durch die dichte Abfolge der durch Güterzugvorbeifahrten ausgelösten Lärmereignisse im Dreiminutentakt in der Nacht bei sehr hohen Vorbeifahrpegeln sehe ich durch die im Abschnitt 8.1 beabsichtigten Zwangspunkte die Aushebelung von BADEN 21 und so den  Verlust meiner ungestörten Nachtruhe auf mich zukommen. Damit verbunden sind erhebliche Gesundheitsgefahren für mich und meine Familie, womit unser Rechtsgut Gesundheit massiv beeinträchtigt wird. Wir wollen uns nicht Nacht für Nacht in unseren Betten schlaflos von einer Seite auf die andere wälzen, weil im Schnitt alle drei Minuten ein Güterzug vorbeifährt. Wir fordern daher entschieden unser Recht auf ungestörten Schlaf ein.

Ergebnisse der Lärmwirkungsforschung zeigen, dass gerade der gesunde Nachtschlaf für den Erhalt der menschlichen Gesundheit von entscheidender Bedeutung ist. Insbesondere während des Nachtschlafs sind lärmexponierte Personen einem erheblichen Gesundheitsrisiko ausgesetzt; langfristige Belästigungen durch Lärm sind Ursachen für zahlreiche Krankheiten. Insbesondere der Bahnlärm hat im Vergleich zu den anderen Verkehrslärmarten die schlimmsten Auswirkungen. Hierüber gibt es ein reichhaltiges Schrifttum. Ich werde mich mit allen Mitteln zur Wehr setzen, dass meine Familie und ich keine weiteren Opfer rücksichtsloser Bahnplaner und im Ruhigen sitzender Schreibtischtäter werden.

Die rücksichtslose und menschenverachtende Planung der Antragstrasse durch die Vorhabenträgerin ist abzulehnen, zumal es weitaus bessere Alternativen gibt, die den Schutzzweck gemäß § 41 Abs.1 BImSchG erfüllen.

Schienenbonus ist ungerechtfertigt

Der Schienenbonus beruht auf einer methodisch äußerst umstrittenen Studie aus dem Jahr 1983 und wird von vielen Fachleuten, u.a. auch aus dem Umweltbundesamt, als unsinnig gegeißelt. Die Zweifel an der Berechtigung des Schienenbonus liegen darin, dass der Schienenbonus von der DB  bisher generell in Anspruch genommen wird – gleichgültig wie hoch eine Schienenstrecke belastet ist. Die bisherigen – von der DB  in Auftrag gegebenen – Untersuchungen zur psychologischen Wirkung von Schienenlärm im Verhältnis zu Straßenlärm gingen aber alle von durchschnittlichen Belastungen einer Strecke aus. Extremsituationen sollten nicht untersucht werden. Man kommt an der Frage nicht vorbei, ob unter wissenschaftlichen Gesichtspunkten eine Übertragung der vorliegenden Untersuchungsergebnisse  auf Extremsituationen zulässig ist. Bei der Festlegung der Untersuchungsgebiete wurden „Extremsituationen“ vermieden, z. B. Schienenwege mit sehr hoher Vorbeifahrthäufigkeit (mehr als 250 Züge/24h) bei reinen bzw. vorwiegenden Güterzugstrecken und Gebieten mit sehr geringem Abstand zwischen Wohngebäuden und Schienenwegen (vergl. dazu Zeitschrift für Lärmbekämpfung ZfL 47 (2000), 229-231). 

Ich fordere, dass der Schienenbonus von 5 dB(A) beim viergleisigen Ausbau der Rheintalbahn nicht in Ansatz gebracht wird. Es ist in der Rechtsprechung anerkannt, dass der Verordnungsgeber verpflichtet ist, die Fortentwicklung der Lärmwirkungsforschung zu beobachten, insoweit den Schienenbonus unter Kontrolle zu halten und ggf. entstehende neue Erkenntnisse zu bewerten und zu gewichten (vgl. BVerwG, Beschl. v. 29.4.2003 – 9 B 59/02 –, zitiert nach juris, CD-ROM Verwaltungsrecht). Es ist nicht erkennbar, dass dies nach den bislang gewonnenen Erkenntnissen hinsichtlich der Lärmwirkungen des Güterverkehrs sowie der Hochgeschwindigkeitsverkehrs ausreichend geschehen ist. Für den Entfall des Schienenbonus spricht auch, dass der von Güterzügen hervorgerufene Schienenverkehrslärm sich von allen Verkehrslärmarten am schlimmsten auf den Nachtschlaf auswirkt. Anstelle eines Schienenbonus ist also vielmehr ein Schienenmalus zu fordern. Nach Auskunft eines Mitglieds des Deutschen Bundestags wird derzeit über den Wegfall des Schienenbonus von 5 dB(A) im Parlament diskutiert. Ich fordere, dass bereits im Planfeststellungsbeschluss Maßnahmen festgeschrieben werden, die den Wegfall des Schienenbonus kompensieren.

Das bestehende gesetzliche Regelungssystem (insbesondere die 16. BImSchV) ist in mehrfacher Hinsicht völlig unzureichend, um für einen ausreichenden Schutz vor Lärm zu sorgen und zum Schutz der Ruhe beizutragen. Die bestehenden Grenzwerte können nicht ausreichend vor Schäden schützen, wenn sie nicht die Erkenntnisse der Lärmwirkungs-forschung, sondern lediglich politische Kompromisse wiederspiegeln. Für den Betrieb der Bahn bedeutet diese Verordnung eine wesentliche Einsparung an Kosten für Lärmschutz-maßnahmen. Für den Anlieger an einem Schienenverkehrsweg bedeutet diese Verordnung eine (medizinisch und physikalisch nachweisbare) höhere Lärmbelastung gegenüber einem Anlieger an einer Straße. Angemahnt wird eine zukünftig wirksame Lärmminimierungs- und Ruheschutzpolitik mit einem Schutz der Nutzer des direkten Wohnumfeldes (z.B. auf der Terrasse/dem Balkon) und der notwendigen Nachtruhe bei geöffnetem Fenster. Zum Schutz meiner Rechtsgüter Gesundheit, Lebensqualität und Eigentum fordere ich im Vorgriff auf diese längst überfällige Anpassung des Rechtsrahmens einen sofortigen Stopp der Verfahren zur Antragstrasse der Bahn und eine Neuplanung im Sinne von BADEN 21.
Lärmermittlung und Lärmbewertung sind unzureichend. Der A-bewertete Schalldruckpegel ist kein hinreichendes Maß, um die Lautheit, geschweige denn die belästigende Wirkung eines Schallereignisses sicher bewerten zu können. Die heute angewendeten Beurteilungsverfahren müssen durch bessere abgelöst werden. Die Orientierung der Grenzwerte an Mittelungspegeln ist unsinnig. Gerade hohe Einzelpegel sind für die Menschen besonders lästig. Gerade wegen der nächtlichen Aufweckwirkung ist der Schienenbonus nicht gerechtfertigt und gehört abgeschafft. Ich lege Beschwerde gegen die Anwendung des Schienenbonus ein und fordere vorsorglich schon jetzt Schadensersatz für alle die mir dadurch entstandenen Nachteile.
Planungsvariante mit ausschließlich aktivem Schallschutz ohne Anwendung des Schienenbonus
Das nördliche und südliche Abschnittsende von 8.1 schaffen gemäß den Planungen der Bahn Zwangspunkte für die Folgeabschnitte sowie für den Gesamtverlauf der BAB 5-parallelen Trasse von Offenburg bis Riegel. Damit wird auch das Gesamtkonzept BADEN 21 aufs Spiel gesetzt. Dies macht eine sachgerechte Abwägung, vor allem bei der Prüfung von Alternativtrassen, unmöglich. Hier ist im Planabschnitt 8.1 insbesondere die Teilabsenkung der Neubautrasse in Verbindung mit ausschließlich aktivem Lärmschutz ohne Anwendung des Schienenbonus und des besonders überwachten Gleises als die weitaus verträglichere Alternative zur Planfeststellungstrasse zu nennen. Diese Alternativtrasse wird von nahezu allen Gemeinden, die von der Aus- und Neubaumaßnahme der DB AG tatsächlich massiv und nicht nur marginal betroffen sind, dringend eingefordert. Sie gewichtet den aus​schlaggebenden Faktor „Mensch" höher als die Antragsstrasse der DB. Eine ordnungsgemäße Prüfung dieser und anderer Alternativen ist aufgrund der durch die erfolgte Abschnittsbildung geschaffenen Zwangspunkte nicht gewährleistet.

Da bei Ortsdurchfahrten mit hohem Güterzuganteil selbst mit Pegelmanipulationen mittels Schienenbonus und besonders überwachtem Gleis die Grenzwerte überschritten werden, müssen die verbleibenden „Restkonflikte“ mit der Bevölkerung  durch sog. passiven Schallschutz, d.h. durch Maßnahmen an der Hülle von Gebäuden, in denen Menschen wohnen oder sich aufhalten, gelöst werden. Diese erschöpfen sich meist durch den Einbau von Schallschutzfenstern in Schlaf- und ggf. Aufenthaltsräumen. Damit wird die wohnliche Nutzung eines Gebäudes stark eingeschränkt, da der Außenwohnbereich wie Garten, Terrasse, Balkon nicht geschützt ist. Diese „akustische Käfighaltung“ von Menschen ist kein Schallschutz, sondern eine Zumutung. Es dürfen nicht die Menschen, sondern es muss der Bahnlärm eingesperrt werden! Die DB AG behauptet, dass durch den Einbau von Schallschutzfenstern der Immobilienwert zunimmt. Das Gegenteil ist der Fall: Mit passiven Schallschutzmaßnahmen beaufschlagte Immobilien verlieren wegen eingeschränkter Wohnnutzung erheblich an Wert – sie lassen sich nur mit Verlust oder gar nicht verkaufen. Eine viergleisige Bahnlinie mit besonders hohem Güterzuganteil durch zahlreiche Ortslagen vernichtet Immobilienwerte in Milliardenhöhe. Zum Schutz meines Rechtsguts Eigentum ist die Antragstrasse der Bahn strikt abzulehnen.
Ich fordere deshalb, anstelle der DB-Antragstrasse die autobahnparallele Neubautrasse, auf der sämtlich Transitgüterzüge zu führen sind, mit ausschließlich aktivem Schallschutz ohne Anwendung des Schienenbonus und des besonders überwachten Gleises planfeststellungsreif zu planen und bringe diese hiermit ins Verfahren ein. Der genaue Trassenverlauf dieser Variante ist im Erläuterungsbericht des Ingenieurbüros Dieter Seibert im Einzelnen beschrieben, der dem Regierungspräsidium Freiburg vorliegt. Hierauf wird verwiesen.
Ich bin der Auffassung, dass die vorgeschlagene Trassenausführung gegenüber der in das Planfeststellungsverfahren eingebrachten Antragstrasse die eindeutig bessere Alternative darstellt und fordere, dass diese planfestgestellt wird. Etwaige Zusatzkosten dafür sind angesichts eines Jahrhundertbauwerks mehr als gerechtfertigt. Dies gilt gleichermaßen für das gesamte Alternativkonzept BADEN 21. 

Mit freundlichen Grüßen
Unterschrift
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